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Neue Landesbibliothek: Nun braucht die
Regierung 7,6 Millionen Franken mehr
Weil die Bauherrenreserve noch aufgestockt werden soll, wird das staatliche Bauprojekt um nochmals 2,14 Millionen Franken teurer.

Elias Quaderer

Infrastrukturministerin Graziel- 
la Marok-Wachter konnte zwar 
verhindern, dass die Geschäfts­
prüfungskommission des Land­
tag das Bauvorhaben einer 
Überprüfung unterzieht. Aber 
der Ärger in Politik und Gesell­
schaft war immens, als Ende Fe­
bruar bekannt wurde, dass der 
Umbau des Post- und Verwal­
tungsgebäudes in Vaduz für die 
Landesbibliothek teurer wird 
als ursprünglich geplant. Zu den 
bereits bewilligten 30,99 Millio­
nen Franken brauche es zusätz­
liche rund 5,5 Millionen Fran­
ken, um das Projekt realisieren 
zu können, teilte die Infrastruk­
turministerin damals mit.

Nun hat die Regierung den 
konkreten Ergänzungskredit 
präsentiert. Und es zeigt sich: 
Das Projekt wird um nochmals 
2,14 Millionen Franken teurer. 
Der Grund: Die Bauherrenre­
serve soll noch aufgestockt wer­
den.

Zu tiefe Reserve für neue, 
höhere Kosten
Das Infrastrukturministerium 
führt in der Vorlage zum Ergän­
zungskredit aus, dass die ur­
sprüngliche Reserve für das 
Vorhaben - inklusive Bauteue­
rung - 1,92 Millionen Franken 
betrug. Dies entsprach etwa 
7 Prozent des vom Landtag ur-

Die voraussichtlichen Kosten für den Umbau des Postgebäudes liegen bei 36,42 Millionen Franken. Die 
Reserve beträgt aktuell dagegen nur 1,3 Millionen Franken. Für die Regierung ist das zu tief. Bild: N. Voiimar

sprünglich genehmigten Bau­
kredits für die neue Landesbi­
bliothek.

Aber von dieser Reserve 
wurden vergangenen Sommer 
bereits 600 000 Franken ver­
wendet, um «unvorhergesehe­
nen Kosten betreffend die bau­
technischen Anforderungen an 

den Kulturgüterschutzraum für 
die Landesbibliothek» zu finan­
zieren, heisst es in der Vorlage.

Damit befinden sich nur 
noch 1,32 Millionen Franken in 
der Bauherrenreserve. Dies 
entspricht 3,6 Prozent der neu­
en voraussichtlichen Umbau­
kosten von 36,42 Millionen 

Franken. «Für Umbauten die­
ser Grösse und Komplexität ist 
die Bauherrenreserve zu tief», 
schreibt das Infrastrukturmi­
nisterium mit Berufung auf ein 
Baugutachten. Üblicherweise 
sei in einem solchen Fall eine 
Bauherrenreserve von 10 Pro­
zent vorgesehen. Um diesen 

Wert zu erreichen, fehlen der ak­
tuellen Reserve für den Umbau 
des Verwaltungs- und Postge­
bäudes 2,14 Millionen Franken.

Darum beantrage die Regie­
rung nun, die Bauherrenreserve 
um den entsprechenden Betrag 
aufzustocken. So könne man ein 
nach wie vor bestehendes Kos­
tenrisiko beim Umbau abde­
cken und potentielle künftige 
Verzögerungen verhindern.

Es muss mehr umgebaut 
werden als erwartet
Neben den 2,14 Millionen Fran­
ken für die Reserve beantragt 
die Regierung noch einen Zu­
schuss von 5,43 Millionen Fran­
ken für den Umbau selbst. Dies 
entspricht den Zusatzkosten, die 
das Infrastrukturministerium 
bereits Ende Februar verkündet 
hat. Auch die Erklärungen, wie 
es. zu diesen Mehrkosten kam, 
entsprechen dem, was schon 
kommuniziert wurde: Es habe 
sich herausgestellt, dass an dem 
bestehenden Gebäude mehr 
umgebaut werden muss, als ur­
sprünglich erwartet worden war. 
Der 2019 vom Landtag gespro­
chene Verpflichtungskredit für 
das Projekt basierte auf zu opti­
mistischen Annahmen.

Im Wesentlichen gebe es 
drei Themenfelder, die den zu­
sätzlichen Kreditbedarf auslö­
sen: Statik, Elektroinstallationen 
und Brandschutz. In diesen Be­

reichen sind mehr bautechni­
sche Massnahmen nötig als an­
fänglich angenommen wurde.

Um das Projekt dennoch 
realisieren zu können, seien des­
halb die zusätzlichen 5,43 Mil­
lionen Franken nötig. Diese Ein­
schätzung werde auch durch 
mehrere Baugutachten gestützt.

Ohne Ergänzungskredit 
wird Projekt eingestellt
Klar ist: Dieser Ergänzungskre­
dit wird im Landtag kaum auf 
einhellige Zustimmung treffen.

Präventiv warnt das Infra­
strukturministerium aber be­
reits in der Vorlage: Sollte das 
Parlament den Kredit ableh­
nen, kann die Umnutzung des 
Post- und Verwaltungsgebäu­
des nicht realisiert werden.

Es müssten andere Nut­
zungsmöglichkeiten für den 
Bau im Vaduzer Städtle gefun­
den werden. Und auch für den 
Standort der Landesbibliothek 
wäre eine neue Lösung zu su­
chen.

Sollte der Landtag dem Kre­
dit zustimmen, würde sich die 
Eröffnung der neuen Landesbi­
bliothek dennoch um ein Jahr 
nach hinten verschieben, weil 
die Regierung im Februar einen 
Planungsstopp über das Projekt 
verhängt hat. Die Landesbiblio­
thek würde ihren neuen Stand­
ort also erst im dritten Quartal 
2027 beziehen.


